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Nie waren Alarmsignale und Prognosen eindeutiger: Wenn Industrie- und
Schwellenländer ihren Treibhausgasausstoß nicht bis 2050 drastisch senken,
wird es richtig ungemütlich. Doch bislang fehlte der politische und gesell-
schaftliche Wille, konsequent auf einen Niedrigemissionspfad einzuschwen-
ken. Beim UN-Klimagipfel in Paris 2015 will die Weltgemeinschaft nun ein
neues globales Abkommen zum Schutz des Klimas verabschieden. Und die Zei-
chen im Vorfeld stimmen optimistisch: Selbst die USA und China scheinen ihre
Blockadehaltung aufzugeben, und die Stimmen, die auf allen Kontinenten das
Ende einer klimaschädigenden Wirtschaftsweise fordern, werden immer lauter.   

Die Welt steht vor enormen ökologischen und sozialen Herausforderungen. Um sie zu bewältigen,

braucht es den Mut, ausgetretene Denkpfade zu verlassen, unliebsame Wahrheiten auszusprechen

und unorthodoxe Lösungen zu skizzieren. Genau das tut die politische ökologie mit einer Mischung

aus Leidenschaft, Sachverstand und Hartnäckigkeit. Die vielfältigen Zugänge eröffnen immer wieder

neue Räume für das Nachdenken über eine Gesellschaft, die Zukunft hat.
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Klimaschutz
Neues globales Abkommen in Sichtweite?
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Kommunale Daseinsvorsorge 

Von Freihandelsabkommen bedroht
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Von Ulrich Maly

Seit Anfang 2013 verhandeln die
Europäische Union und die USA über eine
transatlantische Handels- und Investitions-
partnerschaft (Transatlantic Trade and In-
vestment Partnership, TTIP). Zugleich haben
Verhandlungen über den Abbau von Han-
delshemmnissen im öffentlichen Dienstleis-
tungssektor (Trade in Services Agreement,
TiSA) zwischen den USA, der EU und 20
weiteren Mitgliedern der Welthandelsorga-
nisation begonnen. Darüber hinaus wird
derzeit die nach fünfjährigen Verhandlun-
gen nunmehr vorliegende Vertragsfassung
des Freihandelsabkommens der EU mit Ka-
nada (Comprehensive Economic and Trade
Agreement, CETA) einer ausführlichen Prü-
fung unterzogen.
Diese Freihandelsabkommen könnten weit-
reichende Auswirkungen auf die Kommu-
nen haben und deren Daseinsvorsorge ge-
fährden, weil sie allesamt über das geltende
Recht der Welthandelsorganisation, also das
Allgemeine Abkommen über den Handel
mit Dienstleistungen (General Agreement
on Trade in Services, GATS) hinausgehen. In
den GATS-Klauseln verpflichten sich die teil-
nehmenden Staaten lediglich, explizite Sek-
toren zu liberalisieren.
Vor diesem Hintergrund hat sich der Deut-
sche Städtetag frühzeitig in die Debatte um
die Freihandelsabkommen eingebracht. So
unterzog der Hauptausschuss des Deut-

schen Städtetags bereits in seiner Sitzung
im Februar 2014 die bis dahin vorliegenden
Informationen zur Ausgestaltung des Frei-
handelsabkommens TTIP einer ersten Be-
wertung. Er begrüßte die Festlegungen des
Koalitionsvertrags von CDU, CSU und SPD,
die Wahrung der europäischen Sozial- und
Umweltstandards sowie den Schutz der
kommunalen Daseinsvorsorge einfordern zu
wollen.
Gleichzeitig appellierte der Deutsche Städte -
tag an die Bundesregierung, sich gegenüber
der EU-Kommission mit Nachdruck dafür
ein zusetzen, dass die kommunale Daseins-
vorsorge, darunter insbesondere die nicht
 liberalisierten Bereiche wie die öffentliche
Wasserversorgung und Abwasserentsor-
gung, die Bereiche Abfall und ÖPNV, soziale
Dienstleistungen sowie alle Leistungen der
öffentlichen Daseinsvorsorge im Kulturbe-
reich, tatsächlich vom derzeit mit den USA
verhandelten Freihandelsabkommen – und
allen weiteren Handelsabkommen – explizit
ausgeschlossen wird. Darüber hinaus kriti-
sierten die Städte den intransparenten Pro-
zess der Verhandlungen und forderten die
EU-Kommission sowie die Bundesregierung
auf, verständlich, detailliert und regelmäßig
über den Verhandlungsverlauf zu berichten.
Die neue Bundesregierung hat sich seit ih-
rem Amtsantritt erfreulicherweise engagiert
in die Debatte um das Freihandelsabkom-
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men eingebracht. In einem Schreiben des
Bundeswirtschaftsministers Sigmar Gabriel
von Mitte März 2014 an den Deutschen
Städtetag betont dieser die Haltung der
Bundesregierung, dass beim TTIP die hohe
Qualität der öffentlichen Daseinsvorsorge
nicht beeinträchtigt werden solle und eine
größere Transparenz der Verhandlungen zum
Freihandelsabkommen erforderlich sei. Inso-
fern war die Einberufung eines Beirats beim
Bundesministerium für Wirtschaft und Ener-
gie für TTIP unter Beteiligung der Kommu-
nen ein wichtiger Schritt und ebenso not-
wendig wie das Engagement der Bundesre-
gierung, offizielle Vertragstexte durch die
EU veröffentlichen zu lassen. Hervorzuhe-
ben ist auch das Bekenntnis des Bundeswirt-
schaftsministers und von Teilen des EU-Par-
laments, dass spezielle Investitionsschutz-
klauseln in einem Handelsabkommen mit
den USA nicht erforderlich seien.
Unterschiedliche Sichtweisen gibt es derzeit
noch zwischen der EU-Kommission und eini-
gen Mitgliedstaaten zu der Frage, ob es sich
bei TTIP und CETA um reine Handelsabkom-
men handelt oder – so auch die Haltung der
Bundesregierung – um ein gemischtes Ab-
kommen, wonach sowohl die EU als auch
ihre Mitgliedstaaten Vertragspartner der
USA respektive von Kanada wären. Bei ei-
nem gemischten Abkommen müssten ne-
ben dem Bundestag auch der Bundesrat,
also die Vertreter(innen) der 16 Bundeslän-
der, dem jeweiligen Vertragstext zustimmen.
Dies ist auch eine der Positionen, die sich in
dem gemeinsamen Positionspapier der kom-
munalen Spitzenverbände und des Verbands
kommunaler Unternehmen (VKU) von An-
fang Oktober 2014 wiederfinden. In diesem
gemeinsamen Positionspapier legen der

Deutsche Städtetag, der Deutsche Land-
kreistag und der Deutsche Städte- und Ge-
meindebund sowie der VKU dar, welche ro-
ten Linien bei den derzeit laufenden Ver-
handlungen aus kommunaler Sicht nicht
überschritten werden sollten und worauf bei
der Prüfung des Vertragstexts von CETA zu
achten ist. 

Daseinsvorsorge von Marktzugangs-
verpflichtungen ausnehmen  
Auch wenn sich die Handelsabkommen
nicht direkt mit den Organisationsformen
und -aufgaben der öffentlichen Verwaltung
befassen, könnten sich die Inhalte der Ab-
kommen indirekt auf die kommunale Orga-
nisationsfreiheit auswirken. Die Organisa -
tionsfreiheit könnte beispielsweise eine
Marktzugangsverpflichtung beschränken.
Diese untersagt lokale Monopole und aus-
schließliche Dienstleistungserbringer. Somit
würde einer Kommune zwar nicht vorge-
schrieben, wie sie die öffentliche Daseins-
vorsorge zu erbringen hat. Die Marktzu-
gangsverpflichtung könnte jedoch dazu füh-
ren, dass neben den kommunalen auch
private Unternehmen die Aufgaben der Da-
seinsvorsorge wahrnehmen können müssten
und Rechtsformeinschränkungen für die Er-
bringung nicht zulässig wären. 
Daher fordern die kommunalen Spitzenver-
bände und der VKU in ihrem Positionspa-
pier, die kommunale Daseinsvorsorge von
Marktzugangsverpflichtungen in Handels-
abkommen auszunehmen. Der beste Weg
dafür ist der sogenannte Positivlistenansatz.
Demzufolge wären Dienstleistungen der
kommunalen Daseinsvorsorge nur dann von
Liberalisierungsvorschriften eines Handels-
abkommens betroffen, wenn die entspre-
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chenden Dienstleistungen oder Sektoren ex-
plizit in dem Abkommen genannt würden.
Die kommunalen Spitzenverbände und der
VKU halten es deshalb für notwendig, dass
insbesondere die nicht liberalisierten Berei-
che der Daseinsvorsorge in einer Positivliste
nicht erwähnt werden dürfen. 
Die in diesem Jahr abgeschlossene Reform
des europäischen Vergaberechts berücksich-
tigt an vielen Stellen die kommunale Orga-
nisationsfreiheit im Bereich der Daseinsvor-
sorge. Die kommunalen Spitzenverbände
und der VKU fordern vor diesem Hinter-
grund, dass Regelungen zum öffentlichen
Beschaffungswesen und Wettbewerbsrecht
in Handelsabkommen mit Auswirkungen
auf die kommunale Organisationsfreiheit
nicht hinter dem reformierten europäischen
Vergaberecht zurückbleiben dürfen. Die Er-
leichterungen für Inhouse-Vergaben und die
interkommunale Zusammenarbeit sowie die
Ausnahmen für Rettungsdienste und die
Wasserwirtschaft dürfen nicht durch ein Frei -
handelsabkommen infrage gestellt werden.
Sowohl die EU als auch die USA haben
hochentwickelte Rechtssysteme, die grund-
legende Rechte wie das Recht auf Eigen-
tum, auf Gleichbehandlung und faire Ver-
fahren weitgehend sicherstellen sowie bei
Enteignungen Entschädigungen vorschrei-
ben. Eine Notwendigkeit, Investitionen da-
rüber hinaus in einem völkerrechtlichen Ver-
trag abzusichern, sehen die kommunalen
Spitzenverbände und der VKU nicht, und da-
her sprechen sie sich gegen Streitschlich-
tungsverfahren zum Investitionsschutz in
Handelsabkommen aus. 
Bestandteil von Handelsabkommen sollen
eine stärkere Harmonisierung von Normen
und sogenannten nichttarifären Handels-

hemmnissen wie die Angleichung von tech-
nischen Standards sowie ergänzende Vor-
schriften zu Sozial- und Umweltstandards
sein. Hintergrund dieser Standards ist in al-
ler Regel jedoch die Umsetzung eines gesell-
schaftlichen Konsenses über Verbraucher-
oder umweltpolitische Fragen. Bei unter-
schiedlichen Schutzniveaus dürfen die in der
EU einheitlich oder national geltenden Stan-
dards auf keinen Fall durch ein vorrangiges
Ziel des Abbaus von Handelshemmnissen
reduziert werden; dies gilt insbesondere für
den Umwelt- und Verbraucherschutz.

Bund und EU-Parlament 
nehmen Forderungen ernst 
Da das Abkommen TTIP für die Mitglied-
staaten der EU von der Europäischen Kom-
mission auf Grundlage eines nicht öffentli-
chen Mandats verhandelt wird, ist es umso
wichtiger, relevante Gruppen einzubinden.
Die kommunalen Spitzenverbände und der
VKU halten eine Beteiligung der Kommu-
nen an der Entscheidungsfindung sowie um-
fassende Informationen über den Verhand-
lungsstand für unabdingbar. Sie erwarten
daher – über die erfolgte Einberufung eines
TTIP-Beirats unter Beteiligung der Kommu-
nen beim Bundeswirtschaftsministerium hi-
naus –, auch in die Beratergruppen auf EU-
Ebene eingebunden zu werden.
Des Weiteren fordern die kommunalen Spit-
zenverbände und der VKU in ihrem Positi-
onspapier, dass die öffentliche Daseinsvor-
sorge auch in allen möglichen weiteren
Handelsabkommen geschützt und bewahrt
werden muss. Dies gilt insbesondere für
TiSA, aber auch für CETA. Daher sollten die
jetzt vorliegenden Vertragstexte des Abkom-
mens CETA daraufhin geprüft werden, ob
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die vorgenannten Forderungen auch bei
CETA berücksichtigt sind. Sollte dies nicht
der Fall sein, müsste aus kommunaler Sicht
nachverhandelt werden.
Die aktuelle Debatte zeigt, dass der Bund
und das EU-Parlament bei den Verhandlun-
gen um Handels- und Investitionspartner-
schaften die Forderungen nach mehr Transpa -
renz und die Sicherstellung hoher Standards
sowie der öffentlichen Daseinsvorsorge mitt-
lerweile ernst nehmen. Der Deutsche Städ-
tetag wird sich gegenüber der EU und dem
Bund weiter intensiv dafür einsetzen, dass

die bewährte Tradition, zahlreiche Aufgaben
der Daseinsvorsorge durch kommunale Ein-
richtungen und Unternehmen einzubringen,
nicht durch ein Freihandelsabkommen be-
einträchtigt wird. Die Bürger(innen) vertrau-
en darauf, dass die Steuerung und Kontrolle
der Leistungen der Daseinsvorsorge durch
demokratisch legitimierte kommunale Ver-
tretungskörperschaften erfolgt. Damit stellt
die kommunale Daseinsvorsorge ein wichti-
ges Element eines bürgernahen Europas
dar, dem die EU und die Mitgliedstaaten
gleichfalls verpflichtet sind. 
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